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In derWirtschaft wird sie gefürchtet: Die
vor einem Jahr eingereichte Volksinitia-
tive «Für verantwortungsvolle Unter-
nehmen» – auch Konzernverantwor-
tungsinitiative genannt – will Schweizer
Firmen verpflichten, die Menschen-
rechte und den Umweltschutz über die
ganze Wertschöpfungskette im In- und
Ausland einzuhalten. Ansonsten drohen
Klagen und harte Strafen.

Weil sie ein Ja der Bevölkerung zur
Initiative nicht ausschliessen, begannen
einige Unternehmen und Verbände über
die Idee eines Gegenvorschlags nachzu-
denken. «Hinter den Kulissen laufenmo-
mentan sehr viele Aktivitäten, so viele
wie kaum einmal in dieser frühen
Phase», sagte der Solothurner CVP-Na-
tionalrat Stefan Müller-Altermatt letzte
Woche dem TA.

Als Erster wagte sich der Chemie-
und Pharmaverband Scienceindustries
mit dem Plan an die Öffentlichkeit. We-
nig später machte sich auch die Migros
für einen Gegenvorschlag stark. Doch
die grosse Mehrheit der Unternehmen
hält nichts von einem Kompromiss. So
sprach sich derWirtschaftsdachverband
Economiesuisse wie zuvor bereits der
Bundesrat gegen die Initiative wie auch
gegen einen Gegenvorschlag aus.

Umso überraschender war der Ent-
scheid der ständerätlichen Kommission
für Rechtsfragen. Sie befasste sich diese
Woche als Erste mit der Initiative. Mit
8 zu 1 Stimmen bei einer Enthaltung
befürwortet sie einen indirekten Gegen-
vorschlag. Die Berichte zu den Paradise

Papers, in denen auch die umstrittene
Rolle des Zuger Rohstoffhändlers Glen-
core in Afrika thematisiert wurde, hät-
ten Eindruck gemacht, sagte ein Teil-
nehmer der Kommissionssitzung.

Vor dem Entscheid fand am Montag-
vormittag eine Anhörung von Befürwor-
tern und Gegnern der Initiative durch
die Rechtskommission statt. Dem Ver-
nehmen nach nahmen einerseits der
Genfer Rohstoffhandelsverband Swiss
Trading & Shipping Association, der Ver-
band Swissholdings und Economie-
suisse daran teil. Alle drei hatten im Vor-

feld erklärt, dass sie die Initiative und
einen möglichen Gegenvorschlag ab-
lehnten. Für die Befürworter sprachen
unter anderem der Tessiner Alt-FDP-
Ständerat Dick Marty, Mitglied des Ini-
tiativkomitees sowie der Stiftung Ethos.

Der indirekte Gegenvorschlag soll
laut der Rechtskommission des Stände-
rats die Kernanliegen der Konzernver-
antwortungsinitiative auf Gesetzesstufe
konkretisieren und offen gehaltene For-
mulierungen des Initiativtexts präzisie-
ren. «Damit soll eine ausgewogene und
konkrete Lösung gefunden werden, die

sicherstellt, dass die Wirtschaft die Men-
schenrechte und den Umweltschutz
auch im Ausland respektiert», heisst es
in der gestern veröffentlichten Medien-
mitteilung. Man orientiere sich dabei an
den UNO-Leitprinzipien und den OECD-
Leitsätzen für multinationale Unterneh-
men. Weiter beabsichtige die Kommis-
sion, Sanktionsmechanismen sowie eine
Haftung für schwere Menschenrechts-
verletzungen zu prüfen.

Für das Initiativkomitee ist der Kom-
missionsentscheid ein wichtiger Etap-
pensieg. «Anders als der Bundesrat

nimmt die Kommission den Handlungs-
bedarf ernst und schlägt deshalb Mass-
nahmen auf Gesetzesstufe vor», teilten
die Initiantenmit. Damit ermögliche die
Kommission eine ernsthafte Diskussion
und mache den Weg frei für eine effek-
tive Lösung auf parlamentarischer
Ebene. Es handle sich aber nur um einen
ersten Schritt. So sagt Alt-Ständerat Dick
Marty: «Die Kommission hat erst Eck-
punkte festgelegt. Deshalb ist heute
noch unklar, ob ein indirekter Gegen-
vorschlag wirklich zu einer effektiven
Verbesserung führen wird.»

Chancen «absolut intakt»
Die Ausarbeitung des Gegenvorschlags
verlangt nun die Zustimmung der natio-
nalrätlichen Schwesterkommission, wel-
che während derWintersession darüber
befinden wird. Die Chancen für ein Ja
seien nach dem Entscheid der ständerät-
lichen Kommission «absolut intakt»,
sagt Beat Flach, Aargauer GLP-National-
rat. Diese Einschätzung teilt auch die
Kommissionskollegin undWalliser CVP-
Nationalrätin Viola Amherd.

Skeptisch ist dagegen FDP-Präsiden-
tin Petra Gössi. Sie lehnt die Initiative so-
wie einen Gegenvorschlag ab. Ihre Par-
tei werde diese Haltung entsprechend in
die nationalrätliche Rechtskommission
einbringen. Darüber kann Flach nur den
Kopf schütteln: «Die Rechte hat den
Ernst der Lage noch immer nicht er-
fasst.» Sollten vor der Abstimmung über
die Initiative wieder irgendwelche
Papiere auftauchen, dann sei es gut,
dem Stimmvolk einen vernünftigen
Gegenvorschlag anbieten zu können.

Erster Etappensieg für «Lex Glencore»
Die ständerätliche Rechtskommission hat sich überraschend und deutlich für einen Gegenvorschlag
zur Konzernverantwortungsinitiative ausgesprochen. Die Chancen stehen gut, dass ihr die nationalrätliche Kommission folgt.

Die Universität Bern darf
ihre Studie zum Hanfkonsum
nicht durchführen. Damit
sind ähnliche Projekte in
anderen Städten blockiert.
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Bern, Zürich, Basel, Genf, Luzern, Biel –
alle hatten sie auf den Entscheid zum
Berner Cannabis-Pilotprojekt gewartet.
Gestern kam er nun; doch fiel er nicht so
aus, wie sich das die Städte erhofft hat-
ten. Das Bundesamt für Gesundheit
(BAG) lehnte es ab, eine Studie der Uni-
versität Bern zum Cannabiskonsum in
der Stadt zu bewilligen. Diese hätte es re-
gistrierten Kiffern erlaubt, ihren Stoff in
Apotheken zu kaufen statt auf der
Strasse. Bern wollte damit untersuchen,
wie sich ein regulierter Verkauf auf den
illegalen Markt auswirkt.

Das BAG hält in seiner Mitteilung fest,
dass der Hanfkonsum zu Genusszwe-
cken verboten sei. Zwar bestehe das An-
liegen, «mit solchen Studien neue For-
men des gesellschaftlichen Umgangs mit
Cannabis zu erforschen», wie sich das
Bundesamt etwas umständlich aus-
drückt. Doch müsste dazu das Betäu-
bungsmittelgesetz geändert werden.

In der Stadt Bern sieht man das ein
wenig anders. «Ich halte diesen Ent-
scheid für falsch», sagt Gesundheitsdi-
rektorin Franziska Teuscher. Das Ge-
such sei von der kantonalen Ethikkom-
mission geprüft worden, juristisch
durch zwei Rechtsgutachten untermau-
ert und politisch breit abgestützt.

Widersprüchliche Gutachten
Mit dieser Ansicht ist Bern nicht alleine.
Das zeigt eine gemeinsame Medienmit-
teilung jener Städte, die ähnliche Pro-
jekte verfolgten. Mit seinem Veto stehe
das Bundesamt der «innovativenWeiter-
entwicklung der schweizerischen Dro-
genpolitik im Weg», schreiben Zürich,
Basel, Biel, Genf, Luzern und Bern. Der
negative Entscheid des BAG führt bei al-
len zu einem – mindestens vorläufigen –
Marschhalt ihrer Projekte.

Die Zürcher Gesundheitsvorsteherin
Claudia Nielsen sieht darin eine «ver-
tane Chance, um die Debatte zu objekti-
vieren». Die heutige Illegalität des Can-

nabiskonsums beschäftige die Städte
sehr. «Die Mehrheit der Stadt Zürich hat
sich bereits bei der Volksabstimmung
vor neun Jahren für eine Legalisierung
ausgesprochen», sagt Nielsen. Zudem
hätten die Städte die Projekte nicht ein-
gereicht, wenn sie zum Schluss gekom-
men wären, dass sie gegen das Gesetz
verstossen würden.

Unterstützung erhalten die Städte
vom Fachverband Sucht, welcher die ab-
lehnende Haltung des BAG ebenfalls kri-
tisiert. Er ruft das Bundesamt dazu auf,
«seine Verantwortung als führender Ak-
teur in der Cannabispolitik wahrzuneh-
men», wie es in einem Communiqué des
Verbandes heisst.

Die Städte wollen den Entscheid nun
analysieren und gemeinsam mit der Uni
Bern das weitere Vorgehen besprechen.
Eine Möglichkeit bestünde darin, am
Bundesverwaltungsgericht Beschwerde

dagegen einzulegen. Eine weitere wäre
es, auf nationaler Ebene eine Gesetzes-
änderung anzustreben.

Kleine oder grosse Schritte?
FDP-Nationalrätin Regine Sauter würde
dies begrüssen. Sie wäre auch bereit,
einen entsprechenden Vorstoss einzu-
reichen, «falls dies der einzige Weg ist,
um die Pilotprojekte zu ermöglichen».
Zwar ist die FDP in der Legalisierungs-
frage gespalten, doch glaubt Sauter, dass
ihre Partei einen «Experimentierartikel»
im Betäubungsmittelgesetz unterstüt-
zen würde.

Dabei könnten die Freisinnigen auf
die Unterstützung von linker Seite zäh-
len, wie SP-Nationalrätin Barbara Gysi
bestätigt. Doch stelle sich die Frage, ob
eine Gesetzesänderung in diesem Fall
das geeignete Mittel sei, da eine solche
viel Zeit brauche. «Im Parlament ist oh-

nehin ein Vorstoss der Grünen hängig,
der eine Cannabisregulierung verlangt»,
sagt Gysi. Damit würde der Cannabis-
handel in legale Bahnen geleitet, ohne
dass er total liberalisiert würde. «Wir
müssen uns überlegen, was der beste
Weg zum legalen Konsum ist: ob wir
mehrere kleine Schritte machen wollen
oder einen grossen.»

Bei den Bürgerlichen dürfte eine Re-
gulierung allerdings auf Widerstand
stossen. Und selbst die Pilotprojekte
sind nicht unumstritten. So ist der Bas-
ler SVP-Nationalrat Sebastian Frehner
der Meinung, die Studien dienten den
Städten einzig dazu, die Cannabislegali-
sierung voranzutreiben. Und dies, ob-
wohl sich Politik und Gesellschaft bisher
klar dagegen ausgesprochen hätten. Er
findet: «Wenn man Cannabis legalisie-
ren will, soll man das auf politischem
Weg tun.»

Bund stoppt Kiffer-Studien – Städte sind empört

Forscher wollten registrierten Kiffern erlauben, ihr Cannabis in der Apotheke zu kaufen. Foto: Lars Hagberg (AFP)

Flüchtlinge
Bundesgericht stützt
minderjährige Asylsuchende
Das Bundesverwaltungsgericht darf bei
Beschwerden von unbegleiteten min-
derjährigen Asylsuchenden in Zukunft
keinen Kostenvorschuss mehr erheben.
Dies hat das Bundesgericht entschieden.
Es wertet den bisher verlangten Vor-
schuss als übermässige Beschränkung
des Zugangs zur Justiz. Diesen Entscheid
hat die Verwaltungskommission des
Bundesgerichts als Aufsichtsbehörde
über die erstinstanzlichen Gerichte des
Bundes gefällt. Ausgangspunkt des
Urteils ist der Fall eines 2014 in die
Schweiz eingereisten 15-jährigen Eritre-
ers. Sein Asylgesuch wurde abgewiesen.
Dagegen reichte er Beschwerde beim
Bundesverwaltungsgericht ein. (SDA)
Urteil 12T_2/2016

Freiburg
Immunität von
Regierungsrätin aufgehoben
Das Freiburger Kantonsparlament hat
die Immunität von Staatsrätin Marie
Garnier (Grüne) aufgehoben. Es nahm
den Antrag der Staatsanwaltschaft
knapp an. Garnier wird Amtsgeheimnis-
verletzung vorgeworfen. Sie soll vertrau-
liche Dokumente über Probleme im
Oberamt an die Medien weitergeleitet
haben. Die grüne Regierungsrätin stand
wegen der Affäre seit Monaten unter
Druck und gab schliesslich letzte Woche
ihren Rücktritt bekannt. (SDA)

Tessin
Missbrauchsvorwurf in der
Kantonsverwaltung
Im Tessiner Raumordnungsdeparte-
ment sind zwei Funktionäre entlassen
worden. Gegen sie wurde ein Strafver-
fahren wegen sexuellen Missbrauchs
eines Lehrlings eingeleitet. Zusätzlich
leitete die Tessiner Staatsanwaltschaft
ein Verfahren wegen Geschlechtsver-
kehrs mit Minderjährigen, sexuellen
Übergriffen bei Abhängigen, wiederhol-
ter sexueller Nötigung und Verletzung
der Beistands- und Erziehungspflicht
ein. Nach der Eröffnung des Strafverfah-
rens hat die Regierung die beiden Be-
schuldigten suspendiert. Die sexuellen
Übergriffe liegen einige Jahre zurück.
Das Opfer war damals in der kantonalen
Forstwirtschaft in Ausbildung und er-
stattete jetzt Anzeige. (SDA)

Nachrichten

Bisweilen geht es schnell. Vor wenigen
Tagen enthüllte ein Zusammenschluss
internationaler Journalisten, darunter
ein Team von «Tages-Anzeiger» und
«SonntagsZeitung», wie fragwürdig sich
Unternehmen in Rohstoffländern
verhalten. Nun haben die Paradise
Papers erste politische Folgen in der
Schweiz: Überraschend befürwortet die
Rechtskommission des Ständerats
einen indirekten Gegenvorschlag zur
Konzernverantwortungsinitiative.

Dass ein Gegenvorschlag plötzlich
mehrheitsfähig wird, ist politischem
Pragmatismus geschuldet. Das Parla-
ment weiss um die Unberechenbarkeit
des Volkes. Eine Initiative kann nicht
mehr einfach mit dem Argument
gebodigt werden, sie schade der Wirt-
schaft. Das Ja zur Zuwanderungsinitia-

tive oder das Nein zur Unternehmens-
steuerreform III waren Volksent-
scheide, die – mal von rechts, mal von
links – gegen den geschlossenen Wider-
stand der Wirtschaft zustande kamen.
Und auch die Konzernverantwortungs-
initiative geniesst grossen Support:
77Prozent der Befragten sagen in einer
aktuellen GFS-Umfrage Ja zum Volksbe-
gehren. Das alles und der öffentliche
Unmut über die Paradise-Papers-Ent-
hüllungen dürften zum deutlichen
Kommissionsentscheid geführt haben.

Tatsächlich fehlt bis weit in bürgerli-
che Kreise hinein das Vertrauen in die
selbstregulierenden Kräfte der Rohstoff-
branche. Wenn internationale Konzerne
in Ländern mit schwacher Rechtsstaat-
lichkeit um Millionenaufträge kämpfen,
drohen Korruption, Umweltschäden

und Menschenrechtsverletzungen. Vor
Ort werden solche Vergehen kaum
geahndet. Deshalb ist es die Pflicht von
Ländern wie der Schweiz, bei ihnen
ansässige Unternehmen auch zur
Sorgfaltspflicht im Ausland anzuhalten.

Die Konzernverantwortungsinitiative
strebt dies an, geht aber zu weit – wenn
sie etwa fordert, dass Firmen im Streit-
fall gleichsam ihre Unschuld beweisen
müssen. Darum ist es richtig, gestützt
auf UNO- und OECD-Leitsätze für
multinationale Konzerne ein Gesetz zu
erarbeiten. Tut das Parlament nichts,
droht ein Ja zur rigorosen Initiative.
Oder die Schweiz gerät wie beim Fall
des Bankgeheimnisses dereinst in den
Sog internationaler Regulierungen und
kann diese nur noch nachvollziehen.
Aus Schaden sollte man klug werden.
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Das Vertrauen fehlt weitum


